
gung auftretender Betriebsstörungen und besonders 
an der Verhinderung von Havarien mehr als bisher mit­
zuwirken. Hierin drückt sich die wachsende kollektive 
Verantwortung der Werktätigen für das Betriebsge­
schehen aus. Diese Bereitschaft wurde aber ungenügend 
genutzt und nicht zur Grundlage für die Maßnahmen 
der Staats- und Wirtschaftsorgane gemacht.

Nur bei Einbeziehung dieser positiven Kräfte des Be­
triebs werden die Ursachen von Betriebsstörungen und 
Havarien — besonders wenn auf organisierte Feindtätig­
keit zu schließen ist — aufgedeckt und für die Zukunft 
verhindert werden können.

Im VEB Buna beispielsweise gab es mehrere Fälle, 
in denen fremde Eisenkörper in Maschinen, vor allem 
in Sieben, gefunden wurden, wodurch Produktionsaus­
fälle und Materialfehler entstanden. Ähnliche Fest­
stellungen wurden auch im VEB Stickstoffwerk Pieste­
ritz getroffen.

Auch der Schutz des Volkseigentums wurde bisher 
nicht in dem Maße gewährleistet, wie das notwendig 
ist. Dies zeigt sich u. a. in folgendem Beispiel: Im EKB 
mußten Betriebsangehörigen bei Kontrollen am Werks­
eingang wiederholt betriebseigene Gegenstände und 
Kleinmaterial abgenommen werden. In der Mehrzahl 
solcher Fälle wurde lediglich eine Mitteilung an die 
Kader- oder Betriebsabteilung gegeben. Damit hatte sich 
für die Genossen der Volkspolizei und die Angehörigen 
des Betriebes die Sache erledigt. Eine Kontrolle dar­
über, ob tatsächlich eine disziplinarische Maßnahme 
oder eine kollektive Auswertung dieser Angelegenheiten 
vorgenommen wurde, erfolgte in der Regel nicht. Die 
Genossen der Volkspolizei im EKB waren der Ansicht, 
daß eine solche Auswertung durch die Kaderabteilung 
erfolgt. Unsere Überprüfung ergab jedoch, daß das nicht 
der Fall war. Diese Meldungen wurden bisher zur 
Kenntnis genommen, abgeheftet, und in den meisten 
Fällen geschah so gut wie nichts. Eine Erziehung dieser 
die Normen unserer sozialistischen Moral verletzen­
den Werktätigen entfiel bisher.

Durch die Hinweise der Brigade wurden vom Kreis­
staatsanwalt in Bitterfeld z. B. die gesellschaftlichen 
Erziehungsprozesse besser als bisher organisiert. Haupt­
sächlich wurde dabei mit den sozialistischen Brigaden 
gearbeitet. Bei den Aussprachen kamen die Genos­
sen und Kollegen in fast allen Fällen auch auf die 
gesellschaftlichen Probleme der Gegenwart zu sprechen. 
Auch dadurch wurde der sozialistische Umerziehungs­
prozeß der Werktätigen gefördert. Im Kreis Bitter­
feld und auch in anderen Kreisen besteht zur Zeit 
allerdings die Gefahr, daß die Maßnahmen, die dem 
Gestrauchelten vom Kollektiv auferlegt werden, über­
spitzt sind. Die neuen gesellschaftlichen Methoden der 
Erziehung sollen und dürfen auf keinen Fall härter 
sein als ein Gerichtsurteil.

Unsere Überprüfungen zeigten auch, daß gerade die 
Schichtbücher, Berichte, Meldungen und Ablagemappen 
eine wahre Fundgrube für Gesetzesverletzungen sind, 
auf die bisher kaum eine Reaktion bzw. Erziehungs­
maßnahmen erfolgten.

Alle Brigadeeinsätze ergaben ferner, daß die Durch­
setzung des Prinzips der materiellen Interessiertheit 
und des Prinzips der materiellen Verantwortlichkeit 
in den Chemiegroßbetrieben nicht genügend beachtet 
werden. Dies zeigt sich besonders in dem VEB Che­
mische Werke Buna und im EKB. Die materielle Ver­
antwortlichkeit wird im Buna-Werk z. B. selbst bei 
laufenden Strafverfahren nicht gewährleistet, da sich 
auch die Rechtsabteilung nicht darum kümmert.

Eine Kontrolle in der Hauptbuchhaltung ergab, daß 
in den sog. Schadensprotokollen in einer Reihe von 
Fällen die Schuld von Belegschaftsmitgliedern zwar fest­
gestellt war, dennoch aber vom Hauptbuchhalter im 
Einvernehmen mit der Werkleitung entschieden wurde, 
den Schaden als Verlust zu Lasten des Werkes zu 
buchen. In einer Aussprache brachte der Hauptbuch­
halter zum Ausdruck, daß bei fahrlässigen Handlungen 
von Betriebsangehörigen das Werk den Schaden trägt 
und bestenfalls disziplinarische Maßnahmen einleitet. 
Die Betriebsleitungen und gesellschaftlichen Organi­
sationen berauben sich dadurch wichtiger Mittel, um die 
gesellschaftliche Erziehung der Werktätigen besser und 
schneller zu verwirklichen.

Die Verwendung des Betriebsprämienfonds erfolgt 
noch zu wenig auf der Grundlage des Leistungsprinzips. 
Sie nimmt auf die Planerfüllung und Förderung der 
sozialistischen Arbeitsgemeinschaften und Neuerer­
methoden nur ungenügend Einfluß. Die Quartals­
prämienideologie kommt sowohl in der Fassung der auf­
gestellten Betriebsprämienordnung als auch in der Ver­
teilung der Prämien zum Ausdruck.

Die Prämienverteilung bei Leistungslöhnern geht z. B. 
so vor sich, daß die zur Verfügung stehende Gesamt­
summe geteilt wird durch die Planstellen und so der 
Anteil für jede Planstelle ermittelt wird. Sodann erfolgt 
eine ebenso schematische Aufteilung auf die einzelnen 
Betriebe auf der Grundlage der ermittelten Durch­
schnittsprämien durch die Werkleitung. Die tatsäch­
lichen Leistungen des Betriebes werden hierbei nicht 
berücksichtigt. Eine Differenzierung wird erst in den 
einzelnen Schichten und Brigaden vorgenommen. Hier 
kommt es teilweise zu Prämien, die als Trinkgeld an­
gesehen werden müssen. So wurden z. B. Prämien in 
Höhe von fünf, sechs und acht DM gezahlt.

In einem AGL-Bereich wurde festgestellt, daß die an 
den jeweiligen Personenkreis zu gewährenden Prämien 
bisher nicht durch die AGL bestätigt wrorden waren. 
Die von der Buchhaltung schematisch errechneten 
Prämien wurden vom Produktionsleiter teilweise mit 
dem AGL-Vorsitzenden oder dem anwesenden Mitglied 
der AGL beraten. Ein Beschluß der Leitung der AGL 
wurde nicht herbeigeführt. Eine Beratung der Vor­
schläge in der Gewerkschaftsgruppe war bisher auch 
nicht erfolgt. Die gewährten Prämien wurden öffentlich 
nicht bekanntgegeben. Die Übergabe der Prämien er­
folgte nicht in würdiger Form, sondern sie wurden in 
der Lohntüte mit ausgehändigt.

Die Verteilung der Mittel des Betriebsprämienfonds 
wurde nicht zur Förderung des Erfindungs- und Vor­
schlagswesens — insbesondere unter den Angehörigen 
der technischen Intelligenz — genutzt. Auch die Einfüh­
rung der Seifert-Methode wurde ungenügend unter­
stützt, da die dafür gezahlten Prämien in ihrer Höhe zu 
niedrig gehalten wurden. *»

Die Brigade hatte sich auch damit auseinanderzu­
setzen, daß mit Ausnahme der Farbenfabrik Wolfen in 
den überprüften Betrieben eine ungenügende Auseinr­
andersetzung mit den Werktätigen in Fällen schlechter 
Arbeitsmoral- und -disziplin oder von Arbeitsbummelei 
erfolgt. Andererseits wurde festgestellt, daß bei Ver­
stößen gegen die Krankenordnung Krankengeld und 
Lohnausgleich automatisch entzogen werden.

In Auswertung des Brigadeeinsatzes wurden die ver­
antwortlichen Kollegen der Betriebe darauf hingewiesen, 
jeden Fall sorgfältig einzeln zu prüfen und nicht zu 
administrieren. Die Kreisstaatsanwälte wurden auf die 
Notwendigkeit einer besseren Kontrolle im Rahmen 
ihrer Aufsichtstätigkeit hingewiesen.

In einigen der chemischen Großbetriebe, wie im VEB 
Buna, im EKB und im Hydrierwerk Zeitz, war die bis­
herige Arbeit der Konfliktkommissionen ungenügend. 
Die Diskussion über die Umwandlung der Konflikt­
kommissionen zu Organen der allseitigen gesellschaft­
lichen Erziehung hatte so gut wie noch nicht begonnen. 
Als besonders mangelhaft erwies sich dabei im EKB die 
Tatsache, daß keine verbindliche Arbeitsordnung be­
steht, so daß die dortigen Konfliktkommissionen oft­
mals Schwierigkeiten bei der Durchsetzung einer guten 
Arbeitsmoral und -disziplin hatten.

Im EKB und im VEB Buna erfolgt im Fall der In­
haftierung eines Betriebsangehörigen dessen fristlose 
Entlassung ohne Rücksicht darauf, ob nach der Straf­
verbüßung eine Wiedereinstellung des Betreffenden in 
Frage kommt oder nicht.

Die verantwortlichen Funktionäre haben es bisher 
auch nicht in genügendem Maße verstanden, die in den 
Chemiegroßbetrieben bestehende Fluktuation der Ar­
beitskräfte einzuschränken. Es kommt vor, daß bei­
spielsweise qualifizierte Arbeitskräfte der Filmfabrik 
Wolfen zur Farbenfabrik Wolfen überwechseln, da 
ihnen hier höhere Löhne angeboten werden. Die Löhne 
und Gehälter sind zwischen den einzelnen Großbetrie­
ben nicht abgestimmt. Aber die verantwortlichen Be­
triebsfunktionäre beschäftigen sich beim Ausscheiden 
eines Werktätigen aus dem Betrieb noch zu wenig mit 
den tatsächlichen Gründen des Ausscheidens und haben
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